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destens indirekt Betroflen. Man mMUuUsse wird verwıesen auf Kor f 1—16,eıit eıt überprüft werden. Heute

sej'en tradıitionelle Gründe für eine Ver- ZEW1SSE Seiten des Evangelıums besser zumal Gal D 76—729 un Phil 4,
verstehen. Das ertfordere eın doppeltes Sodann werden die Ämter erwähnt,weıgerung der Priesterweihe Frauen

nıcht mehr allgemein annehmbar. ErZ- Vertahren: die theologische Prüfung die Frauen bereits in der Kırche AaUus-

ıschof Bernardin wurde ENTISCHSCN- der TIradıtion un der rage 1M üben, Ja die beiden Mariendog-
gehalten: „Unsere beiden Kirchen st1m- Licht der christlichen Offtenbarung un iINnen der Pıuspäpste, die der Rolle der
IMNCH darın übereın, dafß kein Mensch offizielle Entscheidungen der kıirch- Ta 1n der Heıilsgeschichte gerecht

lıchen Autoritäten auf beiden Seiten.ein angeborenes Recht aut dıe Weihe werden. Es bleibe festzuhalten, daß
hat Dennoch mu{fß der Ausschlufß Für die römisch-katholische Kirche se1l die Kırchen sıch auch be1 Unterschieden

reılıch 1n naher Zukunft keine nde- der Geistesgaben un: der kanonischenprior1 einer großen Klasse VO DPerso-
81581 VO  3 der Priesterweihe MI1t ZW1N- rung ıhrer Haltung en;: Diszıplin gegenselit1g anerkennen kön-

Argumenten gerechtfertigt HN: Gegenseıitige Konsultation se1l VOLrgenden
werden, da Frauen heute weithin als jeder Entscheidung geboten. Sıe brau-
beftähigt gelten, 1ın vielen Aufgaben eue Erkenntnisse? che nıcht ıne Einmischung propheti-

scher der autorıtäiärer Art ın diedie Leitung auszuüben, für die früher
L1LLUr der Mannn als gee1gnet angesehen Bemerkenswerte Abschnitte stellen als dere Kirche bedeuten. Dıie
wurde.“ Kirche aller Getauften könnte lernenÜbereinstimmung fest: dıe rage se1

1m Rahmen der bestehenden Konsensus- VO prophetischen Zeugn1s weniıger.
Dokumente VO  e Wıindsor über die Es sel die besondere Aufgabe kirch-Doch das genugt den Theologen nıcht.

Sıe „Wenn die Kırchen ıhre Eucharistıie un: VO Canterbury über licher Autorität, solches Zeugnıi1s CI -

jahrhundertealte Praxıs ındern wollen, „Amt un: Ordination“ prüfen. mutıgen und seiıne Annahme för-
dern. Zum Schlufß wiıird aut das oku-mu{ der Anspruch, gebe keinen trıt- Was dıe TAau 1mM kirchlichen Amt be-

tıgen Grund iıne Ordinatıon trifft, habe S1e 1mM und ıne INCNL über den Zweck der Kirche VeI-

wıesen, beide werden miteinander Ver-VO  — Frauen, durch eın starkes Argu- untergeordnete Rolle Doch z1ibt
MmMent belegt werden.“ In jedem Fall se1 Schlüsselworte 1mM Nl dıe sS$1e AUS der koppelt. OfFensichtlich ine breit
ausreichende Reflex1ion antıken Gesellschaft herausheben (Mk gelegte Inıtiatiıve, deren positıve untheologische
nötig. Denn die Lehre VO  >; Gott, der Z SE S, 1_: 10, 40—42; / negatıve Auswirkungen noch nıcht ab-
Inkarnation un der Erlösung sSE1 M1N- ben Zıtaten AausS der Apostelgeschichte zusehen sind.
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Zvfischen Erfolg un Resignation
Nach dem Volksbegehren S Abtreibungsstrafrecht Osterreich
Der VO  3 der „Aktıon Leben“ 1ın Osterreich vorgelegte Damıt oll in jenen Notfällen wırksam geholfen werden,
(jesetzestext Z Schuütz des Lebens wırd auf Grund eines 1n denen uneheliche Vater ıhren Verpflichtungen Hi
Volksbegehrens, das VO  - insgesamt 8906 000 Osterreichern über der Multter ihres Kındes nıcht, nıcht ZUuUr (Gänze oder
unterstutzt wurde, 1m Marz dem österreichischen Parla- nıcht rechtzeıit1ig nachkommen.
MmMent vorgelegt. Der Gesetzentwurt enthält der Spiıtze
ıne Verfassungsbestimmung, in der festgelegt wird, da{ß
„jeder Mensch VO  3 der Empfängnis das Recht aut Die bisherigen Volksbegehren
Leben hat“ Im weıteren (Gesetzestext wird die Erhöhung
der Familıenbeihilten, die Einführung einer Erziehungs- Im Kapitel „Strafbestimmungen“ des Gesetzentwurfes ol
beihilfe für Mültter und ıne bessere Regelung der Unter- die miıt Jänner 1975 1n Osterreıich eingeführte Fristen-
haltsbeiträge Aaus dem Familienlastenausgleich tür unehe- regelung wiıeder aufgehoben werden. Dıe Abtreibung 1St
ıche Mütter vorgeschlagen (vgl Januar 1975 9) nach diıesem Entwurt grundsätzlıch wıeder strafbar, doch
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sınd Ausnahmen 1n Fällen medizıiniıscher Indıkation un Fernsehen, aber auch viele Zeıtungen (vor allem 1n ÖOst-
dann vorgesehen, WEenNnn sıch „die Schwangere 1N einer all- österreich) dem Volksbegehren eher yleichgültig, Ja
gemeın begreitliıchen, für S$1e nıcht anders abwendbaren, heftig ablehnend gegenüberstanden, zaählt der Erfolg dop-
außergewöhnlichen Bedrängnis nach Beratung be] den hıe- pelt Gleichwohl hat dıe 1mM Frühsomme 1975 erfolgte
für vorgesehenen Einrichtungen ZUFC Tat entschlossen hat, Außerung des Bevollmächtigten für das Volksbegehren,
un der Abbruch VO  - eınem Arzt 1ın einer öffentlichen Eduard Ploier, INa  ; erwarte die „Iraumzahl“ VO  3 einer
Krankenanstalt vOrsScCchOMME wırd“. Miıllion Unterschritten, die Freude über den Erfolg ZC-
Nach allen bisher bekanntgewordenen AÄufßerungen der dämpft, denn allenthalben hieß NUunNn, das Volksbegehren
soz1alıstischen Regierungspolitiker 1n Wıen esteht wen1g habe seine eigene Zielvorstellung nıcht erreicht. Außer-
Aussıicht, da{fß diese Gesetzesformulierungen die Stelle dem 1st nüchtern registrıeren, da{fß gegenüber den 764 01010
der VO  > der Regjerungsparteı durchgesetzten Fristenrege- Unterschriften 1M Einleitungsverfahren, das 1mM Frühjahr
lung treten Das Instrument des Volksbegehrens bietet 1975 abgeschlossen wurde, dıe 7zusätzlıchen 1372 000 Unter-
auch recht wen1g Möglichkeıiten, 1im Parlament be- schriften 1M Hauptverfahren e erscheinen.
stımmte Ansichten urchsetzen können. Das (Gesetz Freilich bietet das Einleitungsverfahren eines Volksbegeh-
beschränkt das Volksbegehren 1in Osterreich auf i1ine reNs, das zeıtlich unlımıitiert 1St und auch ein1ıge Monate

dauern kann, bessere Möglichkeiten, weıte Bevölkerungs-Gesetzesinitiative, miıt der sıch der Natıionalrat (vergleich-
bar dem Bundestag) befassen mußß, WENN s1e VO  3 mınde- kreise erfassen. Außerdem 1St 1m Einleitungsverfah-

200 000 Wahlberechtigten unterstutzt worden ISt. ren Sal nıcht notwendig, in einem Bezirks- oder Gemeinde-
Die Abgeordneten sınd jedoch völlig frel, ob S1e ıne solche 3 unterschreıiben, InNnan annn auch VOT einem Notar
Gesetzesinitiatıve annehmen, verwerten oder völlıg unterzeichnen, daß in nıcht wenıgen Fällen nach den
krempeln. Sonntagsgottesdiensten Notare 1n den Pfarrämtern Unter-

schritten Von Kirchgängern beglaubigten. Auf diese Weıse
Somıiıt 1St das Volksbegehren 1n erster Linıe ein politisches kamen bıs ZU Frühjahr 1975 insgesamt 764 01010 Unter-
Instrument, Minderheiten die Möglichkeit geben, schriften 1n ganz Osterreich zustande. Die ampagne
sıch ın orm “O  S Gesetzesanträgen direkt das Parla- wurde dann Begınn des Wahlkampfes für die Natıo-
mMment wenden. Naturgemäfß 1St von psychologıscher nalratswahl Oktober unterbrochen, die Gefahr
Bedeutung, ob eiın Volksbegehren VO  3 sehr vielen Bürgern einer „Kulturkampfabstimmung“ vermeıden. YSt nach
unterstutzt wiırd, oder ob die Unterschritten NUur knapp der Wahl, die Bruno Kreisky bekanntlıch mMı1t der Bestäti1-
das Mınımum überschreıiten. Seit Einführung des Volks- ZUNg der absoluten Mehrheit seiner Parte1 tür sıch buchen
begehrens Begınn der sechz1iger Jahre haben bisher vier konnte, wurde das Hauptverfahren des Volksbegehrens
derartige Gesetzesinıitiatıiven stattgefunden: das Volks- für dıe Dezemberwoche 1975 festgesetzt. Diesmal
begehren der parteiunabhängigen Presse ZUuY Rundfunk- mußte jeder, der das Volksbegehren unterstutzen wollte,
yeform, das VO  a 8235 01010 Unterschriften unterstutzt WOTL- se1in zuständiges Bezirks- oder Gemeindeamt aufsuchen
den War und das ZUr Umstrukturierung des ORF un dort persönliıch unterschreiben. FEın Hirtenbrief der
erd Bacher führte, bıs 19/4 dıe SPO-Alleinregierung eın österreichi:schen Bischöfe, der 1n allen katholischen Kırchen

Rundfunkgesetz durchsetzte un Bacher abservierte. verlesen wurde, erinnerte nachdrückliıch diese Aktion.
Dann folgte das Volksbegehren das Schuljahr, Da sıch trotzdem in diesem Hauptverfahren Nur 132 000
das VO  —$ 340 000 Osterreichern unterzeichnet wurde un zusätzliche Unterschreiber fanden, löste bei manchen Inıtıa-
sıch die Einführung einer neuntfen Klasse 1n den des Volksbegehrens herbe Enttäuschung Aaus. Eduard
höheren Schulen (nach vier Volksschuljahren) wandte. Ploier bezeichnete NUunNn, 1mM nachhıinein, als „Organısato-
Tatsächlich wurde dıeses Projekt unfer dem Eindruck des rischen Wahnsinn“, da{fß das Einleitungs- un: das aupt-
Volksbegehrens zurückgestellt, und Unterrichtsminister Verf_ahren des Volksbegehrens lange unterbrochen
Theodor Pif}l-Percevic, eın Politiker VO seltener Kor- wurde, und meınte, dies habe eLtwa 100 01010 Unterschriften
rektheit, DRaT zurück, als sein Vorhaben auf verbreitetes gekostet.
Unbehagen stiefß. Schließlich kam auf Inıtiatıve des
Osterreichischen Gewerkschaftsbundes eiınem Volks-
begehren ZUY Verkürzung der Arbeitszeit, das VO  3 889 01010 Das rgebnis: tarkes Gefälle zwiséhen
ÖOsterreichern unterschrieben wurde und dıe Einführung den Bundesländern
der 40-Stunden-Woche vorbereitete.

SO 1St das Volksbegehren ZU Schutz des Lebens mIiıt seiınen
Das Volksbegehren ZU Schutz des Lebens, VO  3 der katho- 896 O00OÖ Unterschriften 0/9 der Wahlberechtigten),
ıschen Kırche MAassıv unterstutzt, aber auch VO der V all- das größte Volksbegehren, das Je gegeben hat, einerselts
gelischen Kirche befürwortet, 1sSt mıt insgesamt 896 000 einem beachtlichen Erfolg geworden. Dıie Befürchtung
Unterschriften ZU bisher gröfßsten geworden. Damıt hat vorsichtiger Katholı:ken, das Volksbegehren könnte
die ‚Aktıon Leben“, VO  3 katholischen Laien der verschie- einer „Minderheitenfeststellung der Kirche iın Osterreich“
densten Verbände etragen, eiınen eindrucksvollen Erfolg tühren, hat sıch nıcht bewahrheıitet. Auch die demagogı1-

Bedenkt MNan zudem noch, da{fß Rundfunk un sche Außerung des soz1ialistischen Vizekanzlers Rudolf
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Häyuser, dıe Tatsache, da{fß 1Ur etwa eın Fünftel der Wahl- komitee der „Aktıiıon Leben“ eingeladen, die Zustimmung
berechtigten das Volksbegehren unterstutzt habe, sSCe1 eın der steirıschen Landesparteileitung lag VOT, doch legte
Beweiıis dafür, da{fß die überwältigende Mehrheit der Oster- Wıen 1mM etzten Moment ein Veto ein. Immerhin nahmen
reicher miıt der Fristenlösung einverstanden sel, geht 1Ns bei etlichen Veranstaltungen der „Aktion Leben“ 1n der
Leere. Denn celbst das populäre Volksbegehren des OGB Steiermark soz1ialıstische Politiker als Diskussionspartner
Zur Verkürzung der Arbeitszeit erbrachte Snüur“ 859 000 teıl, der gehässige 'Ton w 1e 1n Ostösterreich konnte VeI-

Unterschriften, und nıemand wırd ernsthaft behaupten, mıeden werden, und die steirische SPO-Presse bewies be-
dafß damals vıer Fünftel der Osterreıicher tür eine längere, merkenswerte Zurückhaltung. Gute Kontakte zwıischen
Arbeitszeit BCWESCH sınd dem steirıischen Diözesanbischof Johann Weber un SOZ12-
Andererseits sınd bedenkliche ymptome nıcht verken- listischen Spitzenpolitikern 1 Land haben dazu siıcher
LLICH Besonders auffallend sınd dıe regionalen Unterschiede einen wıirksamen Beitrag geleistet. Freilich fehlte dadurch
1mM Ergebnis des Volksbegehrens. So konnten 1n den Bun- der „kämpfterische“ Schwung, w1e in anderen Ländern
desländern Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg und beobachten Wal, un mu{flÖte sıch die Steiermark be1
Tırol zwiıschen und 76 0/9 der Wahlberechtigten tür das diesem Volksbegehren mMi1t 225 0/9 der Wahlberechtigten
VolksbegehrenWwerden, Vorarlberg erreichte — begnügen: nıcht abgeschlagen w1e VWıen, aber eın Ver-
Sar die einsame Spıtze VO 2723 0/0, während in Kärnten gleich Westösterreich.
Nnu  — 9,4 0/9 und 1n Wıen gar Nnu  — 69/9 der Wahlberechtigten
unterschrieben. Die Zahlen zeıgen deutlich, dafß die SrO- Untersuchungen innerhalb der einzelnen Bundesländer
fßen Stiädte „ausgelassen“ haben, dort, die seelsorgliche ergeben csehr ähnliche Phänomene: In den agrarisch struk-
Sıtuatiıon prekärsten ISt. Gewıif kommt noch das SpPC- turıerten Gebieten hatte das Volksbegehren den zuyeLLAUS
zielle Problem der Kommunikation 1m ehern größten Zuspruch, Jje iındustrieller 2Nne Regıon gepragt ıst,
Bereich der städtisch-industriellen Regionen hinzu. Ver- desto wenıger Unterschriften erhalten. Dabei1
mutlich 1St den Ursachen auch der Niedergang der INas sıcher auch polıtischer ruck VO  3 soz1ıalıstischer Seite
katholischen Presse zählen, dıe in Wıen taktısch VeTr- mitgespielt haben Insgesamt aber spiegelt sıch 1in diesem
schwunden ISt, WEn INa  = VO  - der Kirchenzeitung absieht: Ergebnıis doch dıe grundlegende Strukturschwäche der
Dıie Kırche 1St „stiımmlos“ geworden. Darüber hiıinaus 1St Kirche ın ÖOsterreıich wiıder, un: 1St gewiß mehr als eın
der Konnex mMIt der parteıpolıtischen Präferenz nıcht Zufall, daß innerkirchlich VOT allem 1n WEe1 Bereichen
verkennen. In Ländern mMIt deutlicher OVP-Mehrheit hatte zäher Wıderstand dıe demonstratıve Betonung
das Volksbegehren die besten Erfolge, obwohl sıch die der Abtreibungsfrage geleistet wurde: in der Arbeiter-
Volksparteı 1n keiner Weise engagıerte, während in den und Industrieseelsorge (es gab Industriepfarreien, die jede
soz1ıalıistischen Hochburgen (Wıen und Kärnten) der PTO- Unterstutzung des Volksbegehrens ablehnten) und 1m
zentuale Abtall handgreiflich 1St. Die intens1ve, zZu Teil studentischen Miılieu.
ausgesprochen gehässige soz1alıistische Gegenpropaganda,
die VOT allem in Wıen die bösen Zeıten des Kirchen-
kampfes erinnerte, CAt ıhre Wırkung. Nur in dem eben- Eiıne eigenartige Tendenzwende
falls soz1alıstısch regiıerten, aber weithin noch katholisch
gepragten Burgenland konnte dıe 71-Prozent-Marke er- Dıie Mängel der Öösterreichischen Methode der Fristenrege-
reicht werden. lung sınd reıilich nıcht verkennen. So sıeht das Gesetz

über die Fristenregelung heinen verpflichtenden Besuch
ine interessante Ausnahmestellung bot die Steiermark. einer Beratungsstelle VOVFT. Da keine Meldepflicht be]
In diesem Land, das bei Landtagswahlen se1it 1945 Abtreibungen 71Dt, 1St das Rätseln über die Dunkelzifter
ine mehr oder wenıger knappe OVP-Mehrheit aufweist, keineswegs kleiner geworden. In Wıen soll, Bı-
bei Nationalratswahlen aber nıcht selten mi1t deutlichen schot Weber TSLT kürzlich VOTr Funktionären der Freiheit-
SPO-Mehrheiten aufwartet, versuchten katholische Kräfte liıchen Parteı 1M Durchschnitt jede sechste Abtrei-
einen „eigenen Weg“ be] der Werbung tür das Volks- bung eınem 3 bıs 16jährigen Mädchen vorgenoOMM:

werden. Besonders folgenschwer 1St der Umstand, daß dasbegehren. Schon während der ÖOsterreich-Synode WAar VO  3

der Steiermark versucht worden, den Kurs der „Aktion Öösterreichische (sesetz keine Beschränkung der Abtreibung
autf öftentliche Krankenhäuser kennt: Dadurch entstehenLeben“ auf den umtassenden Schutz des mensch-

lıchen Lebens umzupolen un: VO  = der isolıerten Betonung bereits da un dort regelrechte „Abtreibungspraxen“,
des Abtreibungsproblems wegzukommen. I1 dies hat 1n Ver- während sıch die Ärzte 1ın den meısten Spitälern weıgern,
schiedenen Unterlagen und Resolutionen seinen Nıeder- Schwangerschaftsabbrüche laut Fristenregelung durchzu-
schlag gefunden, fand aber LUr unzulänglich ıne ber- führen. Je nach Einstellung des Primarıus kommt
SETZUNgG 1ın dıe täglıche Praxıs. Außerdem unternahm INn  3 individuellen Indikationskriterien, die VO  e Krankenhaus
1ın der Steiermark den Versuch, einer direkten Konfronta- Krankenhaus oft difterieren. Dıie Rechtsunsicherheit
t10N MItTt der Sozıialıstischen Parte1ı auszuweıchen, w1e€e S$1e wırd auf diese Weıse orößer denn IS und manche VagcC
sıch dann VOT allem 1n Wıen nachdrücklich ergeben hat Hoffnung geht dahın, da{fß durch das Volksbegehren z
Es wurde SSa ein promiınenter Sozialıist iın das Landes- Schutz des Lebens wenıgstens die argsten Mängel der
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österreichischen Fristenregelungs-Variante „reparıert“ denzwende: alt noch VOFr wenıgen Jahren ın bestimm-
werden könnten, etwa nach dem tranzösischen Modell ten katholischen Kreısen in ÖOsterreich als besonders schick,
(vgl Jun1ı 1974, 340 ede progressive Luftblase unbesehen übernehmen, hıs

hın ZUur akademischen Revolutionsschwärmerei, 1St
Sollte tatsächlich keıin größerer Erfolg durch die Volks- LU der gegenläufige Irend beobachten, eın eigenartıg
begehren-Kampagne erzielen se1N, 1St mıt einem plakatıves konservatıves Denken, das schon das Wort
Rückschlagseftekt der Enttäuschung gerade iın kernkatho- „Reform“ Jetzt plötzlıch lıebsten In der ähe des

Teutels ansıedeln möchte. Warnende Stimmen weısen -ıschen K reisen rechnen, un das Gefühl der Resigna-
t10N, da{fß „IMNan eh N1X machen könne“, wüuürde 1L1U  —_ noch gesichts dieser Lage darauf hın, da{fß gyefährlich ware,
weıter wachsen. Damıt würde ’aber auch der irrationale 1m Kampft die Fristenregelung die vielen anderen
StEUumMMEeEe Grimm „dıe Roten  C weıter zunehmen un drängenden Fragen der eıt vernachlässigen. Schon
jene Tendenz der Polarisierung gefördert, die während wırd gefragt, ob nıcht der Kraftaufwand des Öösterreichi-
des Volksbegehrens ohnehin schon erschreckend ZULag6 schen Katholizısmus, der iımmerhın eiınem respektablen
gekommen 1St Die Folge ware eine weıtere Einigelung, Gesamtergebnis geführt hat, auch auf andere, weiterfüh-
der Ruf nach eıner noch deutlicheren Abgrenzung VO rende Ziele umgesetzt werden sollte Und wenn nıcht alle
„weltanschaulichen Ge2neri, w1e Bischof Franz Zak VO Anzeıchen trugen, werden 1n ETSUCK Linı:e autf dem Bil-

dungssektor gezielt und systematisch intensive Bemühun-St Pölten dıe undifterenzierte ngst VOTr jeder CS
sellschaftsverändernden Maißsnahme, die den Soz1ialisten SCh Ssetzen se1in: VO Religionsunterricht über die eher
IYST recht das Feld der Gesellschaftspolitik überlassen und dürr gewordenen theologischen Fakultäten bıs hın
der Kiırche den Stempel des blofß konservatıven Status- eınem UCI, konzeptiven politischen Denken Aaus christ-
quo-Denkens aufprägen würde. iıne eigenartıge Ten- Frıtz Csoklichlıcher Verantwortung.

lnterview
Der Burger zwischen Gruppeninteresse un
Staatsbuürokratie
Eın espräc mıt Prof Kurt Biedenkopf zum ema
„Sozialpflichtigkeit der erbände  Ch

Verbände Wıirtschaftsverbände, Soztialverbände, berufs- Herr Professor Biedenkopft, Sıe gehören den, wI1ıe
ständısche Verbände verfügen ım demokratischen S taat scheint, wenıgen Politikern, die 1n etzter eıt häufiger
als gesellschaftliche Funktionsträger als Tarıfpartner, als VO  a der Sozialpflichtigkeit der Verbände sprechen. Sehen
Lobby, als Partner un Kontrahent [919)  x politischen Par- Sıe das GemelLlnwesen durch zuvıel Einflufß VO  a Verbands-
teıen und sozıalen Bürokratien über eın betyächtliches macht Aaus dem Gleichgewicht gebracht?
Maß gesellschafllicher Macht und politischem Einfluß
Das Problem, ULE die Macht der Verbände als Interessen- Biedenkopf: Wır haben iın einer oftenen Gesellschaft w1€e

der UNSCICNH, dıe aut Pluralıtät, aut Wettbewerb un aufLrager, ıhr Einfluß au} Parteıen UN Verfassungsorgane ım
Kraftfeld VO  S Gesellschafl un Staat un ıhr Verhalten Gleichgewicht zwıschen Staat un: Gesellschaft und inner-
untereinander ausbalancıert und Vermachtungen ausgelöst halb der Gesellschaft angelegt 1St; ımmer das Problem VO:

werden können, ıst einer hochrangigen ordnungspoli- Gleichgewichtsstörungen durch übermäßige Konzentra-
tischen und INSOWEeLL auch sozıial- un staatsethischen Auf- tiıonen 1ın dem einen oder anderen Bereich. Ob diese
gabe geworden., Wır sprachen darüber mit Prof. Kurt Gleichgewichtsstörungen ausgehen VO  3 Vermachtungen 1ın
Biedenkopf, Generalsekretär der CDU, der sıch den Märkten für Guüter un: Dienstleistungen, ob die
dem Stichwort Soztial- bzw Gemeinwohlpflichtigkeit ın Gleichgewichtsstörungen VO  ; den yroßen gesellschaftlichen
politischen Diıskusszonen wiederholt AZu geäußert hat. Organısationen herrühren, ımmer geht darum, den schr
Die Fragen stellte David Seeber. ausbalancıierten Machrthaushalt der Gesellschaft VOL nach-


